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Genehmigungen oder für das Betreiben genehmigungspflich­
tiger und anmeldepflichtiger Fernmeldeanlagen sowie für Zu­
lassungen. Den Gebühren gleichgestellt sind

a) das Abonnementsgeld für den Vertrieb von Presse­
erzeugnissen,

b) Kosten und Auslagen für Schutzmaßnahmen, Ersatzvor­
nahmen und für die Vollstreckung.

(2) Die Gebühren werden vom Minister für Post- und Fern­
meldewesen im Einvernehmen mit den Leitern der zuständi­
gen zentralen Staatsorgane in Rechtsvorschriften festgelegt.

(3) Für alle anderen Leistungen der Deutschen Post werden 
Preise nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften erhoben.

§25
Verjährung von Gebührenansprüchen

(1) Der Anspruch der Deutschen Post auf Gebühren gemäß 
§ 24 unterliegt der Verjährung. Die Verjährungsfrist beträgt 
1 Jahr. Sie beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der auf 
den Tag folgt, an dem der Gebührenanspruch der Deutschen 
Post entstanden ist. Werden genehmigungs- oder anmelde­
pflichtige Fernmeldeanlagen ohne Genehmigung oder ohne 
Anmeldung errichtet und betrieben, beginnt die Verjährungs­
frist mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Tag folgt, 
an dem der Deutschen Post der Gebührenanspruch bekannt 
geworden ist. Die Gebühren sind für den Zeitraum zu ent­
richten, in dem die Anlage betrieben wurde.

(2) Die Verjährung wird unterbrochen durch
a) Teilzahlung,
b) schriftliches Anerkenntnis des Anspruchs,
c) Vollstreckungshandlungen.

(3) Gebührenansprüche gegenüber den im § 56 des Gerichts­
verfassungsgesetzes vom 27. September 1974 (GBl. I Nr. 48
S. 457) genannten Vertretungen, Einrichtungen und Personen, 
unterliegen nicht den Verjährungsbestimmungen dieses Ge­
setzes.

§26
Vollstreckung von Gebühren

Der Deutschen Post zustehende Gebühren, einschließlich der 
Mahngebühren, Kosten und Auslagen sind von den Voll­
streckungsorganen der Deutschen Post im Verwaltungswege 
vollstreckbar.

§27
Gebührenerstattung

(1) Die Deutsche Post erstattet auf Verlangen im voraus 
entrichtete Gebühren, wenn

a) eine Leistung der Deutschen Post nicht in Anspruch ge­
nommen worden ist,

b) die Deutsche Post Leistungen nicht oder fehlerhaft aus­
geführt hat.

Von der Erstattung sind die Gebühren ausgenommen, die von 
der Deutschen Post für Zusatzleistungen erhoben werden, auf 
Grund deren sie Schadenersatz leistet.

(2) Die Ansprüche auf Gebührenerstattung gegenüber der 
Deutschen Post verjähren nach 1 Jahr. Die Verjährungsfrist 
beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Tag folgt, 
an dem der Erstattungsanspruch gegenüber der Deutschen 
Post geltend gemacht werden kann.

Abschnitt VII 
Materielle Verantwortlichkeit

§28
Schadenersatzpflicht der Deutschen Post

(1) Die Deutsche Post leistet Ersatz für den materiellen Scha­
den, den sie infolge Verletzung ihr obliegender Rechtspflich­

ten bei der Durchführung des Post- und Fernmeldeverkehrs 
verursacht hat. Höhe und Umfang der- Schadenersatzleistung 
richten sich nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und den 
dazu erlassenen Rechtsvorschriften.

(2) Die Deutsche Post leistet nur für den unmittelbaren 
Schaden Ersatz. Bei fehlerhaften Leistungen der Deutschen 
Post im Fernmeldeverkehr werden nur die dafür entrichte­
ten Gebühren erstattet.

(3) Die Schadenersatzpflicht der Deutschen Post ist ausge­
schlossen,

a) wenn der Schaden durch Verschulden von Absender oder 
Empfänger von Postsendungen oder Nachrichten verur­
sacht worden ist,

b) wenn der Schaden infolge der Verzögerung von Leistun­
gen durch die Deutsche Post entstanden ist, soweit nicht 
nach § 29 Abs. 1 Buchst, c eine Pflicht zur Schadenersatz­
leistung besteht,

c) wenn Postsendungen ausgehändigt worden sind und der 
Empfänger nicht unverzüglich Beschädigungen oder 
Schmälerungen des Inhalts der Deutschen Post mitge­
teilt hat.

(4) Im Postzahlungsverkehr leistet die Deutsche Post Ersatz 
in Höhe des bei ihr eingezahlten Betrages.

(5) Beim Vertrieb von Presseerzeugnissen werden nicht oder 
im wertlosen Zustand gelieferte Presseerzeugnisse nachgelie­
fert oder umgetauscht. Ist das nicht möglich, wird der Kauf­
preis erstattet.

(6) Im Zahlungs- und Sparverkehr leistet die Deutsche Post 
für Schäden Ersatz nach den Bestimmungen des Zivil- oder 
Wirtschaftsrechts.

§29
Schadenersatz im Postverkehr

(1) Die Deutsche Post leistet für Postsendungen, die auf Ver­
langen des Absenders mit der Zusatzleistung Einschreiben 
oder einer Wertangabe angenommen worden sind, sowie für 
Pakete und Wirtschaftspakete Schadenersatz, wenn

a) die Postsendung verlorengegangen ist,
b) der Inhalt von Postsendungen beschädigt oder geschmä­

lert worden ist,
c) der Inhalt von Postsendungen verdorben oder nicht mehr 

verwendungsfähig ist, weil die Beförderung länger als 
angemessen gedauert hat.

(2) Für Postsendungen, die auf Verlangen des Absenders mit 
der Zusatzleistung Nachnahme angenommen worden sind, 
richtet sich die Verpflichtung der Deutschen Post zum Scha­
denersatz bis zur Aushändigung der Postsendungen nach den 
im Abs. 1 genannten Zusatzleistungen. Für Fehler bei der 
Übermittlung des eingezogenen Nachnahmebetrages im Post­
zahlungsverkehr leistet die Deutsche Post Schadenersatz bis 
zur Höhe des tatsächlichen Schadens, jedoch nicht über den 
Nachnahmebetrag hinaus,

(3) Die Schadenersatzpflicht der Deutschen Post besteht ge­
genüber dem Absender von Postsendungen.

(4) Schadenersatz wird in Geld geleistet.

§30
Verjährung von Schadenersatzansprüchen

(1) Schadenersatzansprüche gegen die Deutsche Post wegen 
fehlerhafter Leistungen im Postverkehr gemäß § 29 verjähren 
nach 6 Monaten. Die Verjährungsfrist beginnt mit der Kennt­
nis des Anspruchsberechtigten vom Entstehen des Schadens, 
spätestens 1 Monat nach dem Tag der Einlieferung der Post­
sendung.

(2) Die Verjährung ist von dem Tag an gehemmt, an dem 
der Anspruch bei der Deutschen Post geltend gemacht wird. 
Die Hemmung der Verjährung endet mit dem Zugang der Ent-


